
 

MinisteriumfürInneresund Sportdes LandesSachsen-Anhalt
Postfach3563 - 39010 Magdeburg

Landesverwaltungsamt
Referat206
Ernst-Kamieth-Straße2
06112 Halle (Saale)

DurchführungderVerordnungüberden Mehrbelastungsausgleich
infolgedes Gesetzes überden Mehrbelastungsausgleichfürkommunale
Straßenausbaumaßnahmen(Mehrbelastungsausgleichsverordnung-
MBAVO)

MitArtikel3 des Gesetzes zur Abschaffungder Straßenausbaubeiträgevom
15. Dezember2020 (GVBl. LSA S. 712) hat der Landesgesetzgeberdas

Gesetz über den Mehrbelastungsausgleich für kommunale

Straßenausbaumaßnahmen(im FolgendenMehrbelastungsausgleichsgesetz)

erlassen. Nach $ 1 des Mehrbelastungsausgleichsgesetzeserhaltendie

Gemeindenab dem Jahr 2022 einen Mehrbelastungsausgleichin Höhe von

jährlich15 Mio. Euro zum Ausgleichdafür, dass sie Beiträgein Bezug auf

VerkehrsanlagenundwiederkehrendeBeiträgein Bezug aufVerkehrsanlagen

für erforderlicheMaßnahmen,für die ab dem 10. September2020 das

Vergabeverfahrenfürdie Bauleistungeneingeleitetwurde,nichtmehrerheben

dürfen. Die Verteilung der Mittel erfolgt gemäß 8 1 Satz 2 des

MehrbelastungsausgleichsgesetzesnachdemVerhältnisderSiedlungsflächen

der Gemeinden.Maßgebendfürdie Berechnungist die Größe derjeweiligen
Siedlungsflächeam 31. Dezember 2019, die sich aus der Statistikdes

StatistischenLandesamtesSachsen-Anhalt(StaLA) zu den Siedlungsflächen

ergibt.

Es handeltsich hierbeium die amtlicheStatistik„Flächenerhebungnach Art

der tatsächlichen Nutzung (Flächenstatistik)“auf der Grundlage des

Agrarstatistikgesetzesvom 17. Dezember 2009 (BGBl. S. 3886). Zu der

Nutzungsartengruppe „Siedlung“ gehören die Nutzungsarten

„Wohnbaufläche“,„Industrie-und Gewerbefläche“,„Halde“, „Bergbaubetrieb“,
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„Tagebau, Grube, Steinbruch“,„Fläche gemischterNutzung“, „Fläche besondererfunktionaler

Prägung‘,„Sport-, Freizeit-undErholungsfläche“und „Friedhof“.Da derLandesgesetzgeberkeine

weitere Regelung im Mehrbelastungsausgleichsgesetzgetroffen hat, wird die in der

Flächenstatistikunter„Siedlung“ angegebeneFläche im vollenUmfangbei der Berechnungdes

Mehrbelastungsausgleichsberücksichtigt.

Der Gesetzgeber hat die Landesregierungermächtigt, hinsichtlichder Gewährung des

Mehrbelastungsausgleichsdurch Verordnung die Fälligkeit und die Auszahlung des

Mehrbelastungsausgleichs,die Auskunftspflichttender Gemeinden zur Ermittlung des

Mehrbelastungsausgleichssowie die zuständigeVerwaltungsbehördenäherzu regeln (8 2 des

Mehrbelastungsausgleichsgesetzes).

Am 25. Mai 2022 ist die MBAVO in Kraftgetreten.Sie dientder Umsetzungder vorgenannten
gesetzlichenErmächtigungund enthältRegelungenhinsichtlichderzuständigenBehördesowie

zur Frage eines Antrags($ 1), zur Auszahlungdes Mehrbelastungsausgleichs(8 2) sowie zum
InkrafttretenderVerordnung(8 3).

Aufeine Regelung in der MBAVO zu derAuskunftspflichtderGemeindengegenüberdem StaLA

wurdeverzichtet,da$& 1 des Mehrbelastungsausgleichsgesetzesfestlegt,dass zurVerteilungdes

Mehrbelastungsausgleichsdie SiedlungsflächederjeweiligenGemeindeam 31. Dezember2019

herangezogenwerdenmuss und diese Daten dem StaLA bereitsvorliegen.Das StaLA bedarf

daherkeinerAuskünftederGemeindenzur UmsetzungdergesetzlichangeordnetenVorgaben.

Zweckbindung:

Nach $ 1 Satz 1 des Mehrbelastungsausgleichsgesetzeserfolgtgegenüberden Gemeindenein

finanziellerAusgleichdafür,dass sie Straßenausbaubeiträgenichtmehrerhebendürfen.Damit

entfaltetder Mehrbelastungsausgleichzumindestmittelbareine Bindungswirkung.Dies wird in

einer internenStellungnahmedes Gesetzgebungs-und Beratungsdienstesdes Landtagesvon
Sachsen-Anhaltvom 1. Dezember2020 bestätigtund lässt sich auch aus dem Wortlautdes
8 1 Satz 1 des Mehrbelastungsausgleichsgesetzesherleiten,dervon „erforderlichenMaßnahmen“

spricht. Daraus folgt, dass der Mehrbelastungsausgleichnur für die Finanzierung von
Straßenausbaumaßnahmenverwendetwerdendarf, bei denen nach frühererRechtslage die

gemeindlichePflichtzur Erhebungvon Straßenausbaubeiträgenbestand.

Eine darüberhinausgehendeVerwendungdes Mehrbelastungsausgleichs— so zZ. B. für reine

Unterhaltungsmaßnahmen,die nach dem frühergeltendenStraßenausbaubeitragsrechtgerade

nichtbeitragsfähigwaren-, würdedanachnichtmehrdemWillendes Gesetzgebersentsprechen.
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Unter Beachtung dieser Zweckbindung bewirtschaften die Gemeinden ihren

Mehrbelastungsausgleicheigenverantwortlich.Die Ausreichung der Mittel in Form einer

Pauschaleführtsomitzu einerverwaltungseinfachenUmsetzungderlandesseitigenZuweisungen

ohne Antrags-, Prüfungs- und Verwendungsnachweisverfahren.Bei Bedarf müssen die

Gemeindenin der Lage sein, den zweckentsprechendenMitteleinsatzim Einzelfallin geeigneter

Weise plausibeldazulegen.

Ansparung:

Im RahmendermittelfristigenPlanungkanndie Mehrbelastungsausgleichspauschalefürmehrere

Jahre angespartwerden.

Der in 8 16 der Kommunalhaushaltsverordnung(KomHVO) geregelte Grundsatz der

Gesamtdeckungbestimmtunteranderem,dass grundsätzlichalle Einzahlungendes Finanzplans

insgesamtzur DeckungderAuszahlungendes Finanzplanszu verwendensind.

Die Zweckbindungist als Ausnahmeregelungzum allgemeingeltendenGesamtdeckungsprinzip

vorgesehen.Ein Abweichenvom Gesamtdeckungsprinzipist unterstrengenVoraussetzungen

möglich.Zweckbindungensind insbesonderestatthaft,wenn sie durch Gesetz vorgeschrieben

sind odersich aus der Herkunftoderder Naturder Einnahmeergeben(vgl. $ 17 KomHVO). Die

zweckgebundenenEinnahmensind aus der Gesamtdeckungherauszulösenund stehen nicht

mehrzur Finanzierungaller Ausgaben, sondern nur noch als Deckungsmittelfür bestimmte

Ausgaben zur Verfügung. Dies betrifft insbesondere zweckgebundene Einnahmen für

Investitionen.

Die EinzahlungderFinanzmitteldes Mehrbelastungsausgleichsist gemäßKontenrahmenplanim

Konto6811 zu verbuchen.Gleichzeitigist ein Sonderpostenaus Anzahlungen(Konto2341) zu

bilanzieren.Bei VerwendungderMittelsindgrundsätzlichdie entsprechendenAnschaffungs-und

Herstellungskosten(i.d.R. Konto0421) zu bilanzierenundderSonderpostenaus Anzahlungenin

den speziellerenSonderposten(Konto 2311) umzubuchen.Darüberhinaus ist dafürSorge zu

tragen,dass die zweckgebundenenMittelzum ZeitpunktihrerInanspruchnahmeauch liquidezur
Verfügungstehen;einerzwischenzeitlichenanderweitigenVerwendungstehtnichtsentgegen.Ist

eine Straßenausbaumaßnahmeerst zu einem späterenZeitpunktbeabsichtigt,ist dies in der

mittelfristigenFinanzplanungabzubilden. Soweit der zur Verfügung stehende mittelfristige

Zeitraumnicht ausreicht,weil die Maßnahmeerst viele Jahre später durchgeführtund die

Finanzmitteldes Mehrbelastungsausgleichslangfristigangespartwerdensollen,istdieAnsparung

dennochim Blickzu behaltenundjährlich,z.B. im Vorberichtzum Haushaltsplanund im Anhang

zum Jahresabschluss,zu dokumentieren.
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FörderfähigeStraßenausbaumaßnahmen:
 

Wenn die Einrichtungengem. $& 6 Abs. 5 Satz 4 Kommunalabgabengesetz(KAG-LSA)

erfahrungsgemäßauchvon derAllgemeinheitoderderGemeindeselbstin Anspruchgenommen
werden, bleibt bzw. blieb bei der Ermittlungdes Beitrags ein dem besonderenVorteil der

Allgemeinheitoderder GebietskörperschaftentsprechenderTeil des AufwandesaußerAnsatz.

ZuwendungenDritterkönnengem. 8 6 Abs. 5 Satz 5 KAG-LSA, soweitder Zuwendungsgeber

nichts Anderes bestimmthat, hälftigzur Deckung dieses Betrages verwendetwerden. Hat

hingegenderZuwendungsgeberdie VerwendungseinerZuwendungbestimmt,darfdiese nurfür

seineZuwendungsbestimmungverwendetwerden.

Angesichts der mittelbarenZweckbindungdes Mehrbelastungsausgleichskann bei einer

förderfähigenStraßenausbaumaßnahmeeiner Gemeinde auch nur der Anteil aus dem

Mehrbelastungsausgleichfür Straßenausbaumaßnahmenverwendetwerden, der bei den

Gemeindenentfällt,weil sie Straßenausbaubeiträgenicht mehr erheben dürfen. Für den zu

erbringendengemeindlichenEigenanteilbei der Inanspruchnahmevon Fördermittelnstehtauch

weiterhindie Investitionspauschalegem. $ 16 FinanzausgleichsgesetzzurVerfügung.

Einzelheitenzu derMehrbelastungsausgleichsverordnung:
 

& 1 Abs. 1 MBAVO regelt, dass fürdie Festlegungdes Mehrbelastungsausgleichsdas StaLA

zuständig ist und es für die Gewährungdes Mehrbelastungsausgleichskeines gesonderten

AntragsderGemeindenbedarf.

8 1 Abs. 2 MBAVO stellt klar, dass das StaLA dem Grunde und der Höhe nach den

Mehrbelastungsausgleicheinmaligim Jahr 2022 fürdie Gemeindenfestsetzt.Die Einmaligkeitder

Festsetzung beruht darauf, dass im Mehrbelastungsausgleichsgesetzsowohl das

Verteilungskriteriumals auchdie Höhe des Mehrbelastungsausgleichsnichtdynamischsind.

Die Gemeinden erhalten vor der Auszahlung des Mehrbelastungsausgleichseinen

Festsetzungsbescheidvom StaLA, gegen den die MöglichkeitderKlageerhebungbesteht.

& 2 MBAVO enthältRegelungenzur Fälligkeitund Auszahlungdes Mehrbelastungsausgleichs.

Neben der Festsetzung des den GemeindenzustehendenMehrbelastungsausgleichsist das

StaLA auchfürdie Auszahlungdes Mehrbelastungsausgleichsan die Gemeindenzuständig.

Gem. 8 2 Abs. 2 Satz 1 MBAVO wird im Jahr 2022 der Mehrbelastungsausgleichan die

Gemeindenzum 31. Juli ausgezahlt.Da dies ein Sonntag ist, wirddie Auszahlungzum 29. Juli

erfolgen.Ab dem Jahr 2023 wirdderjährlicheMehrbelastungsausgleichgem. $ 2 Abs. 2 Satz 2

MBAVO zum 31. März ausgezahlt.Sollte dieserTag auf ein Wochenendeoder einen Feiertag
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fallen, so ist der letzte Werktag vor dem 31. März der Termin für die Auszahlung des

Mehrbelastungsausgleichsan die Gemeinden.

Ich bitte,überdie zuständigenKommunalaufsichtsbehördendie Gemeindenin geeigneterWeise

überdiesen Erlass in Kenntniszu setzen. Eine Kopie des Erlasses wirdauch dem Statistischen

LandesamtSachsen-Anhaltzur Kenntnisgegeben.

Im Auftrag

Aluchewer
Mietzner
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